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Unmittelbar nach dem verheerenden Erdbeben auf Haiti stellte 
die Europäische Union über die Kommission und die EU-Mitglied-
staaten humanitäre Soforthilfe in Höhe von über 300 Mio. EUR zur 
Verfügung. Das Verfahren der Europäischen Union für den Katas-
trophenschutz wurde rasch in Gang gesetzt, um den EU-Mitglied-
staaten dabei zu helfen, die Mobilisierung der Zivilschutzmittel, u. 
a. Such- und Rettungsteams, zu koordinieren. Weitere 100 Mio. 
EUR wurden für die Wiederherstellung der Kapazitäten der Regie-
rung bereitgestellt. Ein Paket von 200 Mio. EUR wurde für länger-
fristige Wiederaufbau- und Wiederherstellungsmaßnahmen zuge-
sagt. Dr. Thomas Ulmer sagt dazu: „Das Erdbeben auf Haiti war 
verheerend und die Menschen dort sind auf unsere schnelle und 
zuverlässige Hilfe angewiesen. Es ist beeindruckend, welch große 
weltweite Solidarität dieses Ereignis hervorgerufen hat. Jetzt müs-
sen wir dafür sorgen, dass die Hilfe auch entsprechend koordiniert 
wird.“ Die Kommissarin für Internationale Kooperation, Humanitäre 
Hilfe und Krisenbewältigung, Kristalina Georgieva, stellte in dieser 
Woche den Europaabgeordneten die großen Herausforderungen 
vor, die Haiti derzeit zu bewältigen hat. Demnach gibt es vier 
Schwerpunkte: die Fortsetzung der humanitären Hilfe im Bereich 
der Gesundheit, Hygiene und Aufbau, einen ganzheitlichen Ansatz 
zur Krisenbewältigung aufrechterhalten, effektive Koordinierung 
der Unterstützung sowie der Übergang von humanitärer Hilfe zu 

Griechenland tut sich immer schwerer damit, sich Kapital zu besorgen. Der Risikoauf-
schlag für zehnjährige Staatsanleihen stieg zwischenzeitlich auf den höchsten Stand 
seit Einführung des Euros. Geldgeber fordern eine Rendite von 7,6 Prozent während 
Deutschland im Vergleich nur 3,1 Prozent bieten muss. Anleger bereiten sich daher 
bereits auf ein Schreckensszenario am Kapitalmarkt vor. Investoren könnten in 30 
Jahren für 100 geliehene Euro nur noch 68 Euro zurückbekommen. Stimmen werden 
laut, dass Anleger, die hochverzinslichen griechischen Wertpapiere im Vertrauen auf 
eine Rettung gekauft haben, dies in Zukunft noch bereuen könnten. 2009 beliefen 
sich die Schulden des Eurolandes auf 284 Milliarden Euro (117 Prozent des BIP), 
2020 könnte dieses Niveau jedoch schon auf 171 oder sogar auf 192 Prozent des BIP 
anwachsen. Um die Maastrichtgrenze von drei Prozent des BIP zu erreichen, müsste 
Griechenland in den kommenden drei Jahren seine Sozialausgaben und Löhne um 
rund 30 Prozent senken, wozu die Bevölkerung aber nicht bereit wäre. „Immer öfter 
kommen deshalb Zweifel auf, ob die bisher geplanten fi nanziellen Hilfen ausreichen, 
um Griechenland aus der Schuldenkrise zu befreien. Die 16 Euroländer haben sich 
darauf geeinigt, Griechenland bis zu 30 Milliarden Euro im laufenden Jahr zur Verfü-
gung zu stellen. Dazu kommen weitere 15 Milliarden vom Internationalen Währungs-
fonds (IWF), “ erklärt Thomas Ulmer. Für 2011 und 2012 wird der IWF, so wie es im 
Moment aussieht, jedoch keine weiteren Gelder für das Mittelmeerland zur Verfügung 
stellen. Somit müssten die Euroländer für weitere fi nanzielle Kredite in den nächsten 
Jahren aufkommen. Bundesbankpräsident Weber rechnet damit, dass insgesamt bis 
zu 80 Milliarden Euro gebraucht werden, um Griechenland zu retten. Das bedeutet, 
dass die Euroländer noch bis zu 35 Milliarden Euro für die kommenden beiden Jahre 
zusätzlich zur Verfügung stellen müssten. Deutschlands Anteil würde damit um 9,8 
Milliarden Euro auf insgesamt 18 Milliarden Euro ansteigen. Unmut kam bisweilen in 
der deutschen Regierung auf, da es im Gespräch sei, die umstrittenen Hilfen für Griechenland in anderen Gesetzen zu verstecken. 
Andere warnten davor, dass dies in ein „ganz neues Transfersystem innerhalb Europas münden“ könnte. Ein Zahlungsausfall Grie-
chenlands könnte jedoch die anderen Länder mit in den Abgrund reißen, da Vertrauens- und Ansteckungseffekte ein großes Risiko 
darstellen. Dies würde dann voraussichtlich zu einem enormen wirtschaftlichen Rückschlag in den anderen Euroländern führen. In 
Deutschland bereiten derweil vier Wirtschaftsexperten eine Klage vor dem Verfassungsgericht vor, sollte sich die Währungsunion in 
Richtung einer Haftungsgemeinschaft entwickeln. Ihrer Meinung nach sind die Hilfszusagen der Bundesregierung ein Verstoß ge-
gen Artikel 125 Lissabonvertrag, wonach kein Mitgliedsstaat für die Schulden eines anderen haftet. Der Tübinger Wirtschaftsprofes-
sor Joachim Starbatty, einer der Kläger, sieht die Stabilitätsgemeinschaft bedroht, wenn sich die Mitgliedsstaaten darauf verlassen, 
dass sie im Falle eines Falles mit einem fi nanziellen Auffangnetz rechnen können. Laut dem Wissenschaftler kann Griechenland 
nur gerettet werden, wenn es die Eurozone verlässt. In diesem Fall wäre es währungspolitisch souverän und könnte um bis zu 40 
Prozent abwerten, um wieder international konkurrenzfähig zu werden. Wie bei jeder anderen Insolvenz müssten Griechenland 
und seine Gläubiger dann eine Quote aushandeln, zu der die Schulden zurückzuzahlen sind. Weiter argumentiert Starbatty, dass 
das jetzige von der EU aufgezwungene Sparprogramm im Endeffekt Griechenland nur in eine tiefere Depression stürzen wird. Und 
noch dazu würden die versprochenen fi nanziellen Hilfen unumgänglich zu einer höheren Infl ation in den Euro-Staaten führen und 
letztendlich die Sparanlagen und Altersvorsorgen vieler Bürger entwerten.

Koordinierung der humanitären Hilfe und des 
Wiederaufbaus in Haiti
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Erholung und Wie-
deraufbau. Die Bul-
garin betonte, dass 
derzeit 10.000 bis 
30.000 Menschen 
in Notlagern leben 
und dass diese 
schnellstmöglich ein 
Dach über dem Kopf 
benötigen. „Die be-
gonnene Hilfe muss 
nun kontinuierlich 

und effektiv weitergeführt werden. Für die bevorstehende Regen-
zeit und die Hurrikan-Saison müssen die Menschen ausgerüstet 
sein. Wir dürfen Haiti jetzt nicht im Stich lassen“, forderte Ulmer.


